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Recht, Gesetz.

Zulässige und unzulässige Fragen im Bewerbungsgespräch

Bei Bewerbungsgesprächen ist es für 

einen Arbeitgeber wichtig, möglichst 

viele Informationen über den Bewerber 

in Erfahrung zu bringen, um beurteilen 

zu können, ob sich eine Person für die 

freie Stelle eignet oder nicht. Im Gegen-

satz dazu hat der Bewerber Interesse 

daran, nicht jedes Detail aus seinem 

 Leben offenzulegen. Im Folgenden wird 

im Überblick aufgezeigt, welche Fragen 

an einen Bewerber zulässig und inwie-

weit unzulässige Fragen zu beantwor-

ten sind.

Bereits im Zuge des Bewerbungsver­

fahrens hat ein potenzieller Arbeitgeber 

den Schutz der Persönlichkeit bzw. der 

Privatsphäre eines Bewerbers zu wah­

ren und wird dies in § 1173a Art. 27 bis 

28a ABGB geregelt. Die Auskunftspflicht 

eines Bewerbers, d.h. die Pflicht auf 

 Fragen des potenziellen Arbeitgebers zu 

antworten, fällt dabei unter § 1173a Art. 

28a ABGB. Danach darf ein Arbeitgeber 

nur solche Fragen stellen, soweit dies für 

die Entscheidung über die Begründung 

des Arbeitsverhältnisses,  insbesondere 

die Eignung eines Bewerbers, erforder­

lich ist. Neben der Auskunftspflicht ei­

nes Bewerbers besteht auch die sog. 

Mitteilungspflicht, d.h. die Pflicht des 

Bewerbers, erforderliche Informationen 

bezüglich der Eignung für die konkrete 

Stelle von sich aus preiszugeben.

Ob eine Frage in einem Bewerbungsge­

spräch nun zulässig ist oder nicht, hängt 

somit insbesondere davon ab, ob sie ge­

eignet ist, die Eignung des Bewerbers 

für die Stelle festzustellen, was wieder­

um stark vom Einzelfall bzw. der konkret 

zu besetzenden Stelle abhängig ist. So 

können Fragen, welche grundsätzlich 

unzulässig sind, ausnahmsweise doch 

zulässig sein, wenn es zur Eignungs­

abklärung erforderlich ist oder es sich 

um einen sog. Tendenzbetrieb handelt. 

Unter Tendenzbetrieben sind Betriebe  

zu verstehen, die weltanschaulich ausge­

richtet sind. Zu denken ist dabei in erster 

Linie an kirchliche Organisationen, po­

litische Parteien, Presse und Rundfunk, 

aber auch an Vereine und dergleichen.

Ein klassisches Beispiel für eine grund­

sätzlich unzulässige Frage ist jene nach 

einer aktuellen Schwangerschaft einer 

Bewerberin. Jedoch kann diese Frage 

unter Umständen zulässig sein, wenn  

die Arbeit aufgrund der Schwanger­

schaft nicht oder nicht ordnungsgemäss 

ausgeführt werden kann (z.B. Schwerar­

beit) oder durch die Arbeit die Gesund­

heit des Kindes oder der werdenden 

Mutter gefährdet würde. Auch Fragen 

nach der Religionszugehörigkeit sind 

grundsätzlich unzulässig. Allerdings 

kann die Frage nach der Religionszuge­

hörigkeit durchaus legitim sein, wenn 

es sich beim potenziellen Arbeitgeber 

beispielsweise um eine kirchliche Or­

ganisation handelt. Weitere kritische 

Fragen können – abhängig vom jewei­

ligen Einzelfall – die Vermögenssituati­

on, Vorstrafen, laufende Strafverfahren, 

den Gesundheitszustand, die politische 

Gesinnung oder das Privatleben des Be­

werbers betreffen.

In engem Zusammenhang mit der Aus­

kunfts­ und Mitteilungspflicht des Be­

werbers im Zuge eines Bewerbungs­

gesprächs steht die Wahrheitspflicht 

bzw. das Notwehrrecht der Lüge des 

Bewerbers. Damit ist gemeint, dass  

die von einem Bewerber gegenüber  

dem potenziellen Arbeitgeber gemach­

ten Angaben der Wahrheit zu entspre­

chen haben. Stellt ein potenzieller Ar­

beitgeber unzulässige Fragen, welche 

nicht darauf abzielen, die Geeignetheit 

des Bewerbers in persönlicher und fach­

licher Hinsicht zu erfahren, kann ein 

Bewerber die Preisgabe der verlangten 

Information verweigern. Da eine solche 

Auskunftsverweigerung beim Bewer­

bungsgespräch jedoch regelmässig zur 

Folge hat, dass der Bewerber die Stelle 

nicht erhält und er auch sonst kein rea­

listisches Abwehrmittel gegen unzuläs­

sige Fragen hat, wird ihm das sog. Not­

wehrrecht der Lüge zugestanden, d.h. 

der Bewerber darf unzulässige Fragen 

im Bewerbungsgespräch falsch beant­

worten, ohne dass dies dem Arbeitgeber 

in weiterer Folge, nach Bekanntwerden, 

ein Recht zur fristlosen Kündigung oder 

Geltendmachung eines Willensmangels 

gibt. Umgekehrt kann ein Arbeitgeber  

in schweren Fällen, in denen ein Bewer­

ber auf eine zulässige Frage in unge­

rechtfertigter Weise die Wahrheitspflicht 

verletzt, das zwischenzeitlich begrün­

dete Arbeitsverhältnis fristlos auflösen 

oder, wenn die falsche Angabe noch 

im Anstellungsstadium zum Vorschein 

kommt, die Unverbindlichkeit des Ar­

beitsvertrages geltend machen.
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